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Braunschweig

Aussagen zu: Arbeit 4.0 

CDU/CSU SPD GRÜNE LINKE FDP AfD
Vermittlung und 
Re-Integration 
von Langzeit-
arbeitslosen in 
Arbeitsmarkt.

Keine Konkreti-
sierungen zu 
Qualifizierung.

Abbau unnötiger 
Bürokratie bei 
Mindestlohn.

Bedeutung 
industrieller 
Arbeitsplätze und 
Industrie 4.0, u.a. 
Nennung von 
Maschinenbau & 
Automobilindust.

Arbeitsversiche-
rung (mit berufs-
begleitender 
Qualifizierung). 

Einführung 
Erwerbstätigen-
konto und ALGQ.

Initiativrecht für 
BR für Berufs-
bildungs- und 
Weiterbildungs-
maßnahmen. 

Arbeitsversiche-
rung (mit berufs-
begleitender 
Qualifizierung).

Ausbau der 
Mitbestimmungs-
rechte.

Weiterbildung und 
Personal-
entwicklung:
Unkonkret.

Kein Zwang zur 
Aufnahme von 
Erwerbsarbeit.

Recht auf Weiter-
bildung. 

Finanzierung 
durch unterneh-
mensfinanz. 
Weiterbildungs-
fonds.  

Mitbestimmungs-
und Vetorechte 
für BR und 
Beschäftigte bei 
Personalplanung 
& Arbeitszeiten.

Flexiblen Arbeits-
markt verteidigen 

Mitbestimmung: 
Fehlanzeige.

Betriebliche
Weiterbildung:
Fehlanzeige.

Mitbestimmung: 
Fehlanzeige.

Betriebliche
Weiterbildung:
Fehlanzeige.

Qualifizierung von 
Arbeitslosen an 
Bedarfe der 
Wirtschaft
anpassen.
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Braunschweig

Aussagen zu: Prekäre Beschäftigung 

CDU/CSU SPD GRÜNE LINKE FDP AfD
Kampf gegen 
Missbrauch bei 
befristeten 
Stellen, aber 
keine Abschaff-
ung der sach-
grundlosen 
Befristung.

Regelmäßige 
Anpassung der 
Verdienstgrenze 
für Minijobs 
(„mitwachsender 
Minijob“)

Stärkung der 
Mitbestimmung 
beim Einsatz von 
Fremdbeschäf-
tigung, z.B. bei 
Werkverträgen.

Abschaffung 
sachgrundloser 
Befristungen.

Ausbau der 
Mitbestimmungs-
rechte.

Keine konkreten 
Aussagen zu 
Werkverträgen.

Abschaffung 
sachgrundloser 
Befristungen.

Abschaffung 
sachgrundloser 
Befristungen. 

Verbot von 
Kettenbefris-
tungen.

Einsatz von 
Leiharbeitern/ 
Vergabe von 
Werkverträgen 
nur bei Zustim-
mung BR und 
Einhaltung 
bestehender 
Tarifverträge.

Zeitarbeit und 
Befristungen 
sollen nicht 
eingeschränkt 
werden. 

Abbau von 
Regulierungen 
bei Zeitarbeit.

Gesetzliche 
Obergrenze von 
15 % der 
Beschäftigten mit 
Leih- und 
Werkverträgen in 
Unternehmen 
sowie „equal
treatment“ nach 
sechs Monaten. 
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Braunschweig

Aussagen zu: Tarifbindung

CDU/CSU SPD GRÜNE LINKE FDP AfD
Generelles 
Bekenntnis zur 
Stärkung der 
Tarifbindung. 

Zusätzliche 
Flexibilität, 
Spielräume und 
Experimentierräu
me für tarif-
gebundene 
Unternehmen.

Generelles 
Bekenntnis zur 
Stärkung der 
Tarifbindung. 

Fortgeltung von 
Tarifverträgen bei  
Auslagerung von 
Betrieben oder 
Betriebsteilen. 

Generelles 
Bekenntnis zur 
Tarifbindung.

Tarifverträge 
sollen leichter 
allgemein-
verbindlich erklärt 
werden können. 

Fortgeltung von 
bestehenden 
Tarifverträgen bei 
Auslagerungen in 
nicht 
tarifgebundene 
Unternehmen.

Gilt auch für neu 
Eingestellte.

Tarifbindung:
Fehlanzeige.

Mitbestimmung: 
Fehlanzeige.

Tarifbindung:
Fehlanzeige.

Mitbestimmung: 
Fehlanzeige.
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Braunschweig

Aussagen zu: Arbeitszeit 

CDU/CSU SPD GRÜNE LINKE FDP AfD
Rückkehrrecht 
von Teilzeit in 
Vollzeit ab 
bestimmter 
Betriebsgröße.

Zusätzliche 
Spielräume zur 
Flexibilisierung 
im Arbeitszeit-
recht für Tarif-
partner schaffen 
(gemäß europ. 
Arbeitszeitricht-
linie).

Einführung 
Wahlarbeitszeit-
gesetz.

Mehr Wahl-
möglichkeiten bei 
Arbeitszeit und 
Arbeitsort für 
Beschäftigte.

Rückkehrrecht 
von Teilzeit in 
Vollzeit.

Entgeltausgleich 
bei Arbeitszeit-
reduzierung für 
Erziehung und 
Pflege.

Einführung einer 
flexiblen Vollzeit 
von 30-40 
Stunden.

Entgeltauf-
stockung für 
Qualifizierung-
Pflege- und 
Familienzeiten.  

Arbeitszeitverkürz
ung auf 30 Std.
bei Lohn- und  
Personalausgl. 

Recht auf Teilzeit 
und vorherige 
Arbeitszeit.

Auszeitenrege-
lungen.

Kontrolle von 
Überstunden und 
ArbZG durch BR. 

Entgeltausgleich 
(min. 70%) durch 
Arbeitgeber bei 
Arbeitszeit-
reduzierung für 
Weiterbildung.

Flexibilisierung 
des Arbeitszeit-
gesetzes.

Gesetzl. tägliche 
Höchstarbeitszeit 
abschaffen.

Keine Ruhezeiten 
in nicht 
sicherheitsrel. 
Bereichen. 

Kein Rückkehr-
recht, kein Ent-
geltausgleich für 
Arbeitszeitredu-
zierung, dafür
Förderung von 
Langzeitkonten.

Arbeitszeit:
Fehlanzeige.
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Braunschweig

Aussagen zu: Sozialversicherung 

CDU/CSU SPD GRÜNE LINKE FDP AfD
Bis 2030 kein 
Handlungsbedarf für 
GRV. Ausnahme: 
Erwerbsminde-
rungsrente.

Für die Zeit nach 
2030 Renten-
kommission.

Keine Aussage zur 
paritätischen 
Finanzierung der 
GKV.

Rentenniveau 48%,
Beiträge 22% bis 
2030. 

Solidarrente 10% 
über Grundsiche-
rung. 

Keine Erhöhung des 
Renteneintrittsalters. 

Rückkehr zur Parität, 
Abschaffung 
Zusatzbeiträge in 
GKV.

Einführung 
Bürgerversicherung. 

Keine Absenkung 
des Rentenniveaus.
Steuerfinanzierte 
Garantierente. 
Ziel: Bürgerver-
sicherung für Rente,
Gesundheit und 
Pflege. 

Stärkung privater 
Vorsorge und baV. 

Rückkehr zur Parität, 
Abschaffung Zusatz-
beiträge 

Rentenniveau 53%. 

1.050 Euro 
Mindestrente. 

Rente ab 65 oder 
nach 40 Beitrags-
jahren ab 60. 

Rückkehr zur Parität, 
Abschaffung Zusatz-
beiträge.

Solidarische 
Gesundheits-
versicherung.

Abschaffung PKV
(Beitrag 12%). 

Rentenhöhe bei 
Lebenserwartung 
der jeweiligen 
Generation. 

Flexibilisierung 
Rentenalter: ab 60 
individuelle 
Entscheidung: 
Länger arbeiten = 
mehr Rente.

Stärkung der 
betrieblichen 
Altersvorsorge. 

Keine Parität in der 
Kranken-
versicherung. 

Umbau zu frei-
heitlicher GKV; 
Stärkung PKV.

Rentenniveau: 
Fehlanzeige. 

Rente nach 
Erreichen einer 
Lebensarbeitszeit 
(45 Jahre).

Grundsicherung im 
Alter.

Mitfinanzierung der 
Rente aus 
Steuermitteln. 

Stärkung der 
betrieblichen und 
privaten 
Altersvorsorge.

Paritätische
Finanzierung von 
GKV/PKV.
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BraunschweigBundestagswahlkampf: Die Kampagne
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